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Förderungsmöglichkeiten für selektive mikrobiologische 
Pflanzenschutzmittel 
Proposals for the promotion of selective microbial plant protection agents 
Von G. A. Langenbruch und J. Huber 
Zusammenfassung 
Der integrierte Pflanzenschutz erfordert selektiv wirkende 
Pflanzenschutzmittel, da die natürlich vorkommenden Gegen­
spieler von Schadorganismen geschont bzw. gefördert werden 
sollen. lnsektenpathogene Viren und die Bacil/us-thuringien­
sis-Präparate erreichen einen Selektivitätsgrad, der den aller 
zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
chemischen Insektizide - abgesehen von den Pheromonen -
weit übertrifft. Sie entsprechen daher den Zielen des Pflanzen­
schutzgesetzes in besonderer Weise. Zur Förderung dieser 
selektiven mikrobiologischen Pflanzenschutzmittel werden 
eine Reihe von Vorschlägen beispielhaft für Baci/lus-thurin­
giensis-Präparate gemacht: 
l. Bessere Information des Anwenders über die Wirkungs­
weise und die günstigsten Einsatzbedingungen
2. Ermöglichung des Einsatzes höherer Aufwandmengen
durch Preissenkung zur Verbesserung der Wirksamkeit und
zur Steigerung der Wirkungssicherheit
3. Beseitigung der Wasserschutzgebietsauflage
4. Verbesserung der Rahmenbedingungen durch
a) Nicht-Zulassung breitenwirksamer Chemikalien, wenn
selektive Mittel oder Verfahren verfügbar sind
b) Subventionierung selektiver Pflanzenschutzmittel bei
gleichzeitiger Besteuerung breitenwirksamer Präparate
c) Produktion selektiver Präparate mit staatlicher Unterstüt­
zung.
5. Stärkere Herausstellung der fehlenden Humantoxizität und
der ökologischen Vorteile dieser Präparate durch
a) Zu.lassungserweiterungen
b) auffallende Kennzeichnung umweltverträglicher Pflanzen­
schutzmittel
c) entsprechende Modifizierung der „Regeln für die gute
landwirtschaftliche Praxis".
Abstract 
Proposals for the promotion of selective microbial pesti­
cides 
Integrated pest control systems need selective pesticides for the pro­
tection of naturally occurring beneficial organisms. Preparations based 
on insect viruses or Bacillus thuringiensis have a much higher degree 
of selectivity than all chemical pesticides registrated in the Federal 
Republic of Germany today besides·synthetic pheromones. Therefore, 
they meet the aims of the new plant protections and act in an excellent 
way. For the promotion of these selective microbial preparations 
several points are proposed using Bacillus thuringiensis as an example: 
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l) Setter information of the users about the mode of action and the
most favourable conditions of application
2) Lower prices: This should make it possible to apply higher <loses
enhancing the efficacy and diminishing thc risk
3) No rcstriction for the use of thcse preparations in water catchment
areas (with exccptions of the direct surroundings of the weil)
4) Setter political framework for. the use of thcsc products by 
a) ban of pesticidcs harmful for thc environment, if environmentally
safe preparations or methods arc available for the same purpose
b) subsidies for safe pesticides and taxes for preparations harmful for
the environment
c) govcrnmcntal support for thc production of sclcctive preparations.
5) The lack of toxicity to humans and thc ecological advantages of the
selectivc preparations should be more emphasized by
a) an extended registration
b) distinguishing labe! charactcrizing pesticides safe for the environ­
ment
c) modifications of the official "rules for good farming practice" for
these products.
Das Pflanzenschutzgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
vom 19. September 1986 schreibt im § 6 Absatz 1 vor, daß 
Pflanzenschutzmittel nur nach guter fachlicher Praxis ange­
wandt weFden dürfen und daß dazu die Berücksichtigung der 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes zählt. Bei der 
Definition des integrierten Pflanzenschutzes wird im § 2 die 
vorrangige Berücksichtigung biologischer und biotechnischer 
Maßnahmen herausgestellt. Außerdem· heißt es im § 2 Absatz 1 
Nr. 1 unter Pflanzenschutz: ,,einschließlich der Verwendung 
und des Schutzes von Tieren, Pflanzen und Mikroorganismen, 
durch die Schadorganismen bekämpft werden können". Das 
bedeutet, daß laut Gesetz zum Pflanzenschutz auch der Schutz 
der natürlich vorhandenen Gegenspieler von Schaderregern 
gehört. Das ist unseres Erachtens die Grundlage des biologi­
schen Pflanzenschutzes. 
Voraussetzung für die Nutzung natürlich vorhandener 
Gegenspieler ist in integrierten Bekämpfungssystemen das 
Vorhandensein von Bausteinen, die selektiv wirken oder 
selektiv wirkend einsetzbar sind, denn nur selektive Maßnah­
men sind kompatibel. Diese Sel_ektivität ist heute mit chemi­
schen Pflanzenschutzmitteln nur schwer erreichbar. In einer 
Veröffentlichung des Industrieverbandes Pflanzenschutz 
schreibt der frühere Präsident der Biologischen Bundesan­
stalt, Prof. Dr. SCHUHMANN (1988): ,,Es bestehen so gut wie 
keine Chancen, Pflanzenschutzmittel auf den Markt zu brin­
gen, die nur auf Schadorganismen wirken." Genau das aber 
wären im erwünschten Sinne selektiv wirkende Pflanzen­
schutzmittel! 
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Wenn es also beinahe unmöglich ist, selektiv wirkende 
chemische Pflanzenschutzmittel zu entwickeln, kommt den im 
Vergleich dazu in hohem Maße selektiven biologischen Pflan­
zenschutzmitteln besondere Bedeutung zu. So sind abgesehen 
von einem Traubenwickler-Pheromon die Bacillus-thuringien­
sis-Präparate die selektivsten Pflanzenschutzmittel, die gegen­
wärtig zur Raupenbekämpfung in der Bundesrepublik 
Deutschland zur Verfügung stehen. Noch selektiver wirken 
die gerade zugelassenen, aber noch nicht im Handel befindli­
chen Apfelwickler-Granuloseviren oder z.B. die ebenfalls 
erprobten, aber in Deutschland bisher nicht weiterverfolgten 
Kernpolyederviren der Kohleule. 
Trotz der unbestreitbaren Vorteile in bezug auf Umweltver­
träglichkeit und Unbedenklichkeit für Mensch und Nutztiere 
werden die Bacillus-thuringiensis-Präparate in Deutschland 
nur selten angewendet (LANGENBRUCH, 1986). 
Hauptgründe für den geringen Umfang der Anwendung im 
Falle von Bacillus thuringiensis (B.t.) sind: 
1. Mangelnde Information des Anwenders über die Wirkungs­
weise und Anwendungsvoraussetzungen der Präparate.
2. Die unter Umständen schwächere Wirkung im Vergleich zu
bestimmten chemischen Präparaten und die geringere Wir­
kungssicherheit, die sich aus der schnellen Wirksamkeitsab­
nahme und aus der ausschließlich peroralen Wirkungsweise
ergibt.
3. Einsatzbehinderungen durch die Wasserschutzgebietsauf­
lage.
4. Relativ hoher Preis.
5. Mangelnde Berücksichtigung der durch die Selektivität
bedingten Umweltverträglichkeit bei Zulassung und Bera­
tung.
Ähnliche Gründe haben die Weiterverfolgung der Apfel­
wickler-Granuloseviren jahrelang erschwert (HUBER, 1987). 
Um den integrierten Pflanzenschutz unter Ausnutzung der 
natürlich vorhandenen Gegenspieler voranzutreiben, müssen 
solche, hier beispielhaft für B. t. aufgeführten Hemmnisse 
beseitigt werden. Dazu sollen einige Anregungen gegeben 
werden, wobei diese unsere persönlichen Ansichten wider­
spiegeln, und wir dabei manchmal auch eine einseitige 
Betrachtungsweise in Kauf nehmen. Es ist uns auch bekannt, 
daß einige der Vorschläge nicht den zur Zeit geltenden rechtli­
chen Regelungen entsprechen. Die folgenden Vorschläge sol­
len als Diskussionsgrundlage dienen mit dem Ziel, einen 
umweltfreundlichen Pflanzenschutz zu fördern und die pau­
schale Verunglimpfung des Pflanzenschutzes in weiten Bevöl­
kerungskreisen zu beseitigen. Dabei soll aber niemandem der 
Schwarze Peter zugespielt werden. 
1. Mangelnde Information des Anwenders über die Wir­
kungsweise und Anwendungsvoraussetzungen der Prä­
parate
Biologische Pflanzenschutzverfahren können nur dann erfolg­
reich eingesetzt werden, wenn dem Praktiker einerseits der 
Schädling und seine Lebensweise und andererseits der zu 
verwendende nütziiche Gegenspieler und seine Wirkungs­
weise viel besser bekannt sind, als dies für die Anwendung 
vieler breitenwirksamer; chemischer Präparate notwendig ist. 
So sollten mit den B.-t.-Präparaten nur junge Raupenstadien 
bekämpft werden und dabei die Temperaturen wenigstens an 
einigen Stunden des Tages über 15 °C liegen. Da die Sporen 
und Toxinkristalle gefressen werden müssen, um zur Wirkung 
kommen zu können, ist eine Kontamination des Fraßortes für 
die Wirkung entscheidend. Dazu kann die Vertriebsfirma 
durch entsprechend ausführliche Gebrauchsanweisungen, vor 
allem aber der Pflanzenschutzdienst durch Fortbildungskurse 
und eingehende Beratung beitragen. 
Zur Verbesserung des Kenntnisstandes ist in den letzten 
Jahren bereits einiges getan worden. Es fehlen aber z.B. bei 
B.-t.-Produkten noch Angaben zur Lagerung und Haltbarkeit 
der Präparate. So wurde bei der Prüfung eines Produktes 
festgestellt, daß auch bei sachgemäßer Lagerung (trocken und 
nicht über Zimmertemperatur) nach zehn Jahren nur noch 
eine sehr geringe Wirkung nachweisbar war und auch bei 
jüngeren Präparaten eine Wirkungsverminderung nicht auszu­
schließen ist. Es wäre deshalb für Handel und Verbraucher 
notwendig, das Herstellungsdatum unverschlüsselt auf der 
Packung anzugeben. 
2. Schwächere Wirkung und geringere Wirkungssicher­
heit
Biologische Verfahren sind im allgemeinen nicht so radikal 
wirksam wie chemische Pflanzenschutzmittel. Wirkungsgrade 
von mehr als 90 % werden nur selten erreicht. Es entspricht 
aber oft der Zielsetzung des integrierten Pflanzenschutzes, 
den Schädling lediglich unter der wirtschaftlichen Schadens­
schwelle zu halten. Die Restpopulation dient den natürlicher­
weise auftretenden Gegenspielern als Nahrung. 
Hier ist generell anzumerken, daß im integrierten Pflanzen­
schutz nicht der hohe Wirkungsgrad eines einzelnen Verfah­
rens alleine entscheidend ist, sondern die Kompatibilität mit 
anderen Verfahren einschließlich der Schonung der natürli­
cherweise auftretenden Nützlinge. Somit können selektive 
Bekämpfungsmethoden mit Wirkungsgraden von 50 % oder 
60 % als Bausteine im integrierten Pflanzenschutz durchaus 
wichtig sein. Es ist zu diskutieren, ob nicht in diesen Fällen 
generell eine Zulassung erfolgen könnte, mit der Ergänzung 
,,Nur zur Minderung des Befalls in integrierten Bekämp­
fungssystemen". Ohne eine solche Regelung besteht die 
Gefahr, daß selektiv wirkende Pflanzenschutzmittel mit relativ 
geringer Wirkung überhaupt nicht eingesetzt werden können, 
weil sie den strengen Anforderungen der Pflanzenschutzmit­
telprüfung nicht entsprechen, aber aufgrund ihrer Wirkungs­
weise auch nicht als Pflanzenstärkungsmittel angeboten wer­
den dürfen. 
Eine Wirkungsverbesserung und eine Steigerung der Wir­
kungssicherheit wäre z.B. bei B.-t.-Präparaten durch eine 
Erhöhung der Aufwandmenge zu erreichen. Diese Möglich­
keit scheitert aber meist aus ökonomischen Gründen. Um die 
preisliche Konkurrenzfähigkeit mit chemischen Produkten zu 
gewährleisten, wird die empfohlene Aufwandmenge zum Teil 
so knapp bemessen, daß keine Wirkungsreserve für ungün­
stige Einsatzbedingungen vorhanden ist. Auch eine wieder­
holte Anwendung ist oft aus Kostengründen nicht tragbar. 
Darauf wird später noch eingegangen. 
3. Einsatzbehinderungen durch die Wasserschutz­
gebietsauflage
Die B.-t.-Präparate sind nach wie vor mit der Wasserschutzge­
bietsauflage W2 gekennzeichnet. Dadurch wird der Einsatz 
vor allem bei Luftapplikationen im Forst, Weinbau oder Mais 
erheblich begrenzt und erschwert. Insgesamt ist eine Ausdeh­
nung der Wasserschutzgebiete zu erwarten, wodurch die Ver­
wendung dieser umweltfreundlichen Produkte zwangsläufig 
vermindert würde. Die Wasserschutzgebietsauflage ist dar­
über hinaus ein psychologisches Hindernis, weil dem Laien 
suggeriert wird, hier läge eine potentielle Gefahr vor. Die 
W 2-Auflage wurde vor kurzem wieder eingehend, aber sicher 
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noch nicht abschließend diskutiert (BODE, 1988). Aus unserer 
Sicht ist die Wasserschutzgebietsauflage nicht gerechtfertigt. 
Es gibt keine Anhaltspunkte dafür, daß B.t. (als Folge von 
Mittelanwendungen) schädliche Auswirkungen auf das 
Grundwasser hat (§ 15 Abs. 1 Nr. 3a PflSchG). 
Es zeigt sich hier aber eine prinzipielle Schwierigkeit: Die 
Zulassung der Pflanzenschutzmittel und die damit verknüpfte 
Erteilung von Auflagen erfolgt von der Biologischen Bundes­
anstalt im Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt und 
dem Umweltbundesamt. Wenn aber keine Übereinstimmung 
mit einer dieser Einvernehmensbehörden erzielt werden kann, 
so fehlt eine Clearingstelle zum Abwägen der Sachargumente 
beider Seiten. 
4. Relativ hoher Preis
Der hohe Preis der Präparate ist ein großes Einsatzhindernis. 
Hier handelt es sich um ein generelles Problem: Selektive 
Pflanzenschutzmittel haben naturgemäß ein sehr begrenztes 
Einsatzgebiet und somit eine geringe Verkaufsmenge. Die 
gesamten anfallenden Entwicklungs-, Herstellungs- und Ver­
marktungskosten müssen also auf eine geringere Absatzmenge 
bezogen werden, das heißt, die Kosten je Produkteinheit 
liegen wesentlich höher als bei breitenwirksamen Präparaten. 
Einige breitenwirksame chemische Insektizide wie z.B. 
bestimmte Pyrethroide und Parathion sind dagegen sehr billig, 
so daß B.-t.-Präparate damit nicht konkurrieren können. Ein 
extremes Beispiel: Nach den Berechnungen der Landes- Lehr­
und Versuchsanstalt für Landwirtschaft, Wein- und Garten­
bau Oppenheim (1989) kosten 100 Liter Spritzflüssigkeit zur 
Bekämpfung des Traubenwicklers bei E 605 0,88 DM, bei 
Dipterex SL 3,78 DM, aber bei Verwendung von Dipel 6,11 
DM. Das heißt, das B.-t.-Präparat ist l,6x bzw. 6,9x so teuer 
wie die genannten toxischen und bienengefährlichen Chemi­
kalien. Hinzu kommt, daß oftmals in den Kulturen gleichzeitig 
mehrere Schädlinge auftreten, die durch eine breitenwirksame 
Chemikalie bekämpft werden können, aber andererseits meh­
rere spezifische Mittel erfordern. 
Man kann nicht erwarten, daß der Landwirt als Unterneh­
mer aus übergeordneten Gründen der Umwelt zuliebe teurere 
Pflanzenschutzmittel einsetzt, wenn sich das für ihn nicht 
betriebswirtschaftlich auszahlt. Die Nützlinge, die er durch 
Einsatz selektiver Präparate s.chont, beugen zwar mancher 
Schädlingskalamität vor, aber sie bleiben zumindest bei ein­
jährigen Kulturen und nicht arrondiertem Gelände nicht auf 
seinen Flächen, sondern wandern auch zum Nachbarn, der 
vielleicht breitenwirksam spritzt. Umweltfreundlicher Pflan­
zenschutz ist volkswirtschaftlich sinnvoll, zahlt sich aber heute 
nicht immer betriebswirtschaftlich aus. Der Landwirt wird also 
in vielen Fällen bei gleicher Wirksamkeit zum billigeren Prä­
parat greifen, es sei denn, daß er durch den Einsatz eines 
selektiven Präparates mit hoher Wahrscheinlichkeit andere 
Maßnahmen erübrigen oder einen höheren Preis für seine 
Erzeugnisse erzielen kann. Umweltpolitisch und volkswirt­
schaftlich notwendig wäre es also, daß Präparate um so billiger 
angeboten würden, je selektiver sie sind. 
Es wäre denkbar, daß die Firmen, die ja zum Teil gleichzei­
tig chemische und mikrobiologische Präparate herstellen bzw. 
vertreiben, selektive Präparate subventionieren und breiten­
wirksame verteuern. Das geschieht aber - von Ausnahmen 
abgesehen - im allgemeinen nicht. Es ist auch teilweise gar 
nicht möglich, da die Konkurrenz ähnliche breitenwirksame 
Produkte billiger anbieten würde. 
Aus Gründen des Umweltschutzes werden also Eingriffe 
der Allgemeinheit, das heißt des Staates, erforderlich, um die 
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Abb. 1. Einwirkungsmöglichkeiten auf eine stärkere Berücksichtigung 
ökologischer Gesichtspunkte im Pflanzenschutz. 
vorhandenen Möglichkeiten für einen umweltfreundlichen 
Pflanzenschutz in der Praxis zum Zuge kommen zu lassen. 
Wie Abbildung 1 verdeutlichen soll, können die staatlichen 
Förderprogramme zwar die Forschung und die industriellen 
Entwicklungen stimulieren, aber keine praktischen Verände­
rungen im Pflanzenschutz bewirken, wenn ökologisch vorteil­
hafte Verfahren nicht auch ökonomisch für den Einzelbetrieb 
vorteilhaft sind. Das gleiche gilt für eine ökologisch orientierte 
Beratung des Landwirts durch den amtlichen Pflanzenschutz­
dienst, die auch keinen umweltfreundlicheren Pflanzenschutz 
bewirken kann, wenn die ökonomischen Voraussetzungen 
nicht gegeben sind. In beiden Fällen ist der Markt mit seiner 
rein ökonomisch bedingten Eigengesetzlichkeit beherrschend 
und hemmend. 
Eine direkte Einwirkung zur Erzielung eines umweltfreund­
licheren Pflanzenschutzes ist nur von zwei Seiten zu erwarten: 
Erstens können die Verbraucher durch entsprechende Ver­
zehrgewohnheiten und daraus resultierendem überlegtem Ein­
kauf - eventuell direkt beim Erzeuger - wirksam werden. 
Zweitens kann die Regierung durch gezielte Veränderung der 
Rahmenbedingungen solche Produkte konkurrenzfähig 
machen, die ökologisch positiv zu bewerten und deshalb auch 
volkswirtschaftlich sinnvoll, aber von sich aus betriebswirt­
schaftlich nicht konkurrenzfähig sind. Hier sehen wir drei 
Möglichkeiten: 
1. Direkte Eingriffe durch Nicht-Zulassung breitenwirksamer
Pflanzenschutzmittel in einer Indikation, in der selektive Ver­
fahren verfügbar sind. Dazu ein Beispiel: Die Zulassung für
Deltamethrin zur Maiszünslerbekämpfung könnte zurückge­
zogen werden, weil Trichogramma-Schlupfwespen zur Verfü­
gung stehen. Ein solcher Weg ist gangbar, ersetzt allerdings
eine EG-einheitliche Regelung voraus, um Wettbewerbsver­
zerrungen zu vermeiden.
2. Subventionierung selektiver Pflanzenschutzmittel bei
gleichzeitiger Besteuerung breitenwirksamer Präparate. Der
Staatskasse würden keine Kosten entstehen, aber umwelt­
freundliche und integrierte Pflanzenschutzverfahren würden
eindeutig Auftrieb erhalten. Selbstverständlich sollte auch
dies EG-einheitlich geschehen. Wer hier einwendet, solche
Vorstellungen seien in der EG nicht zu verwirklichen, sollte
zumindest den Mut haben, sie laut vorzutragen, sachlich zu
untermauern und der Bevölkerung plausibel zu machen. Nur
so können vernünftige Vorschläge im Bewußtsein verankert
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werden. Vielleicht würden sogar große Bevölkerungsteile für 
umweltfreundlich produzierte Waren einen höheren Preis ak­
zeptieren. 
3. Schließlich wäre auch denkbar, daß selektive umwelt­
freundliche Pflanzenschutzmittel in staatseigenen Betrieben
produziert würden oder aber, daß die Zulassung durch staatli­
che Stellen auf Staatskosten betrieben würde und dann kleine
Produktionsfirmen gewonnen und durch staatliche Garantien
bzw. Aufträge unterstützt würden. Auf jeden Fall sollte auch
hier das Präparat zu einem konkurrenzfähigen Preis auf den
Markt kommen.
5. Mangelnde Berücksichtigung der Selektivität
Es ist notwendig, ja sogar vorteilhaft, daß mikrobiologische 
Pflanzenschutzmittel zwecks Zulassung mindestens ebenso 
gründlich geprüft werden müssen wie chemische Präparate. 
Mittel und Verfahren sind nicht deshalb unbedenklich oder 
umweltfreundlich, weil sie biologisch sind. Aber unter der 
Vielzahl von natürlicherweise vorkommenden Pathogene wur­
den für den Praxiseinsatz nur solche ausgewählt, die nach 
heutigem Wissensstand - und dem geht immerhin bei den 
Apfelwicklerviren eine 20jährige weltweite Versuchsphase 
voraus und der Bacillus thuringiensis ist seit 80 Jahren bekannt 
- keine schädlichen Auswirkungen auf Mensch und Nutztiere
haben und nur eine minimale Umweltbeeinflussung verursa­
chen.
Unseres Erachtens werden bisher die Vorteile, die sich aus 
der hohen Selektivität ergeben, in Zulassung, Beratung und 
anderen amtlichen Verlautbarungen nicht voll genutzt bzw. zu 
wenig herausgestellt. So soll hier angeregt werden, die im 
Zulassungsbescheid genannten Anwendungsbereiche auf 
Anregung des Zulassungsinhabers und bei Vorliegen positiver 
Versuchsergebnisse auszudehnen, da eine Eingrenzung auf­
grund der Rückstandssituation bei den genannten mikrobiolo­
gischen Präparaten nicht erforderlich ist. Es sollte nicht heißen 
,,gegen frei fressende Schmetterlingsraupen an Gemüsekohl", 
sondern „gegen freifressende Schmetterlingsraupen an Gemü­
sekulturen". Dabei könnten die wenigen nicht bekämpfbaren 
Arten oder Gruppen als Ausnahmen genannt werden, wie es 
ja auch zur Zeit schon geschieht durch den Zusatz „ausgenom­
men Eulenraupen". Dadurch wäre zweierlei erreicht: einmal 
könnten auch empfindliche Schädlinge in anderen Gemüse­
kulturen ohne weiteres mit B.t. bekämpft werden, wie Kohl­
motte und Kohlweißlinge an Meerrettich, vermutlich auch 
Meerrettichspanner, Kümmelmotte oder Wickler an Samen­
trägern. Zum anderen wäre damit auch klargestellt, daß eine 
Abtrift von Kohl auf andere Gemüsekulturen, wie sie zum 
Beispiel im Kleingarten leicht gegeben ist, unbedenklich ist. 
Für die Bacillus-thuringiensis-Zulassung im Obstbau möch­
ten wir unter den gleichen Voraussetzungen wie oben vor­
schlagen, statt „gegen freifressende Schmetterlingsraupen an 
Kern- und Steinobst" zu schreiben „gegen freifressende 
Schmetterlingsraupen in Obstkulturen", wenn Einzelversuche 
klargestellt haben, daß mit einer ausreichenden Wirkung zum 
Beispiel gegen den seltenen Stachelbeerspanner oder gegen 
Wicklerraupen an Erdbeeren zu rechnen ist. 
Ebenso wäre zu prüfen, ob nicht auf Anregung des Zulas­
sungsinhabers bei B. t. die vorgesehene Aufwandmenge im 
Pflanzenschutzmittelverzeichnis als Bereich mit wesentlich 
höherer maximaler Begrenzung angegeben werden kann, zum 
Beispiel gegen freifressende Schmetterlingsraupen im Gemü­
sebau 600--2000 g je ha. Erstens käme damit zum Ausdruck, 
daß Unbedenklichkeit und Umweltverträglichkeit auch bei 
hoher Aufwandmenge gegeben sind und daß es den wirtschaft-
liehen Gesichtspunkten des Anwenders überlassen bleibt, wel­
che Aufwandmenge er einsetzt. Zweitens würde durch den 
Einsatz einer höheren Dosis die Wirkungssicherheit - vor 
allem bei ungünstiger Witterung - verbessert. 
Darüber hinaus schlagen wir vor, für Mensch und Nutztiere 
unbedenkliche sowie gleichzeitig die Umwelt nur minimal 
beeinflussende Pflanzenschutzmittel ein einheitliches, auffal­
lendes Kennzeichen einzuführen, z.B. ein grünes Band um die 
gesamte Packung mit der Beschriftung „Umweltverträgliches 
Pflanzenschutzmittel". Diese Klassifizierung muß nicht auf 
biologische Produkte beschränkt bleiben. Bei den Insektiziden 
könnten zur Abgrenzung solchermaßen zu kennzeichnender 
selektiver Präparate folgende Kriterien diskutiert werden: 
a) keine nachweisbare Toxizität für Mensch und Wirbeltiere;
b) unbedenkliche Rückstände, also keine toxikologisch
bedingte Karenzzeit erforderlich;
c) nicht bienengefährlich;
d) keine negativen Auswirkungen auf Fischnährtiere und
keine Bedenken gegen Abschwämmungen in Gewässer;
e) weitgehend unbedenklich für Nützlinge, stellvertretend
geprüft mindestens an Trichogramma-Schlupfwespen und
Florfliegenlarven.
Für diese Kriterien sind exakte Prüfmethoden vorhanden. 
(Zu e) vergleiche HASSAN et al., 1988). 
Für die übrigen Pflanzenschutzmittel erscheinen uns weitere 
Kriterien zur Beurteilung ihrer Selektivität erforderlich. So 
sollten bei den Fungiziden z.B. keine negativen Auswirkun­
gen auf insektenpathogene, hyperparasitische und saprophyti­
sche Pilze vorhanden sein (hier ist ein Prüfverfahren auf 
Verticillium Jecanii bekannt). Bei den Herbiziden wäre als 
Kennzeichen der Selektivität eine ausschließ.liehe Wirkung auf 
bestimmte Unkräuter zu fordern. Auf keinen Fall sollten 
Nachbaubeschränkungen notwendig sein. 
insgesamt sollte die Klassifizierung der Pflanzenschutzmit­
tel hinsichtlich ihrer Umweltverträglichkeit nicht von vornher­
ein von einem starren, perfekten, schematischen System als 
Voraussetzung abhängig gemacht werden. Vielmehr sollte von 
den zur Zeit als notwendig und nachprüfbar angesehenen 
Kriterien ausgegangen werden, die dann je nach Erfahrung 
und Notwendigkeit ergänzt werden können. Deshalb sollte 
das grüne Band nur begrenzt, z.B. auf fünf Jahre, verliehen 
werden. Mit einem solchen grünen Band wäre zweifellos ein 
hoher Werbeeffekt verbunden. Die Suche nach umweltver­
träglichen Pflanzenschutzmitteln und deren Angebot würde 
forciert werden. Es wäre zu prüfen, ob nicht für solcherart 
gekennzeichnete Produkte per Gesetzesnovelle ein Verkauf 
über Selbstbedienung erlaubt werden könnte. 
Es sollte auch diskutiert werden, ob nicht für „Pflanzen­
schutzmittel mit dem grünen Band" die Regeln für die gute 
landwirtschaftliche Praxis modifiziert werden könnten 
(RESCHKE et al., 1987). Diese Regeln gehen in vielen Punkten 
davon aus, daß alle amtlich geprüften und zugelassenen Pflan­
zenschutzmittel in gewisser Hinsicht schädliche Wirkungen auf 
Mensch und/oder Umwelt besitzen. 
Hier einige Beispiele, die unseres Erachtens eine Vereinfa­
chung für „umweltfreundliche Pflanzenschutzmittel" erfor­
dern: 
- ,,Nicht eingestufte ... Pflanzenschutzmittel sind im Betrieb
wie mit den Buchst.aben Xn eingestufte Pflanzenschutzmittel
.=iufzubewahren und zu lagern." Mit dieser „Anerkannten
Regel" werden alle Pflanzenschutzmittel wie gesundheits­
schädliche Produkte behandelt. Die darauf aufbauenden Vor­
sichtsmaßnahmen (mindestens verschließbarer, dichter
Schrank ohne Futtermittel mit der Aufschrift „Vorsicht -
Pflanzenschutzmittel", Schrank unter sicheren Verschluß hal-
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ten, insbesondere vor Kindern) sind für selektive umweltver­
trägliche Pflanzenschutzmittel nicht erforderlich. 
- ,,Nicht gemeinsam mit Futtermitteln befördern", ,,Bei
Unfall, bei dem Präparat oder Behandlungsflüssigkeit auslau­
fen, Polizei und Hersteller bzw. Vertreiber des Mittels ein­
schalten". Diese „Anerkannte Regel" ist für die obengenann­
ten Produkte nicht erforderlich.
- ,,Bei erfolgter Abtrift umgehend Nutzungsberechtigten der
behandelten Fläche/Kultur verständigen". Abgesehen von
Schmetterlingszüchtern bei B.-t.- oder Viruspräparaten nicht
erforderlich.
- Warum sollen umweltverträgliche Pflanzenschutzmittel im
Freiland nicht vernebelt werden, wenn keine andere Ausbrin­
gungsart gleich wirksam oder wirtschaftlich ist und andernfalls
ein weniger umweltfreundliches Produkt eingesetzt werden
müßte?
- Ein Sicherheitsabstand ist nur bei einer Gefährdung erfor­
derlich, d. h. z.B. für B.-t.-Präparate bei Naturschutzgebieten
und - wenn man dem BGA folgt - Wasserschutzgebieten.
Dadurch wird z.B. die Ausbringung mit Luftfahrzeugen
wesentlich vereinfacht.
- Entsorgung: ,,Verpackungen unbrauchbar machen und einer
geordneten Mülldeponie zuführen", ,,Restmenge bei einer
geeigneten Deponie anliefern", ,,nicht eingestufte Präparate
in einer Menge bis zu 20 kg sind der örtlich ausgewiesenen
Hausmüllbeseitigungsanlage anzuliefern. Größere Mengen
... sind direkt der Sonderabfallbeseitigung zu übergeben".
Auch diese „Anerkannten Regeln" sind für die obengenann­
ten Produkte nicht erforderlich.
Eine Vereinheitlichung fördert die Übersichtlichkeit. Unter 
diesem Gesichtspunkt sind vielleicht die ,,Anerkannten 
Regeln" erarbeitet worden. Die Pflanzenschutzmittel müssen 
aber unseres Erachtens differenziert betrachtet werden, um 
die Umweltverträglichkeit einzelner Präparate zu honorieren. 
Die Landwirtschaft wird auch künftig wirksame Pflanzen­
schutzmittel benötigen. Aber die Gewichtung zwischen öko­
nomischen und ökologischen Vorteilen wird sich zunehmend 
zugunsten der Ökologie verändern. Wir sollten uns dieser 
Entwicklung nicht entgegenstellen, sondern sie rasch in ver­
nünftige, zukunftsweisende Bahnen lenken. 
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III. lnfluence of a change of the water tension in the columns
Von F. Herzei und G. Schmidt 
Zusammenfassung 
Versickerungsversuche mittels Bodensäulen befinden sich 
während und auch nach der Beregnung praktisch im Zustand 
der Wassersättigung. Soll zwecks Annäherung an natürliche 
Bedingungen im Verlauf des Versuchs ein geringerer Wasser­
gehalt der Bodenfüllung aufrecht erhalten werden, so muß 
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eine entsprechende Wasserspannung angelegt werden. Unter­
suchungen mit leichtem Sandboden, wie er u. a. im Pflanzen­
schutzmittel-Zulassungsverfahren zur Prüfung des Versicke­
rungsverhaltens eingesetzt wird, führten zu dem Ergebnis, daß 
mit einer auf geeignete Weise modifizierten Versuchsanord.­
nung während der vorgeschriebenen Beregnung sich eine 
Bodenfeuchte von 30-40 % der maximalen Wasserkapazität 
